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Termine und Veranstaltungen
AST-TREFFEN: Gewerkschaften und Klimakrise, 
8. Jänner 19h, Amerlinghaus Raum 4

DEMONSTRATION: Gegen den FPÖ-Burschen-
schafterball, 24. Jänner 17h, Uni Wien (Schottentor)

Das was noch vor einem Jahr als fast 
unmöglich angesehen wurde, eine 
Regierungsbeteiligung der Grünen, 
ist jetzt Realität geworden. Nach dem 
Ibiza-Skandal und den Neuwahlen 
haben es die Grünen nun zum ers-
ten Mal in eine bundesweite Regie-
rung geschafft. Um das zustande zu 
bekommen, haben sie aber nicht nur 
eines ihrer Prinzipien über Board 
geworfen, sondern gleich (fast) alle. 
Für die Umweltbewegung wirft die-
se selbstproklamierte „klimaschüt-
zende“ Regierung viele Fragen auf. 
Was wenn nicht einmal eine grüne 
Regierungsbeteiligung eine ernst-
hafte Verbesserung bringen kann? 
Braucht es neue Taktiken und eine 
neue Ausrichtung? Oder möchte man 
bei der bisher weitgehend erfolglos 
gebliebenen Strategie bleiben? Gute 
Möglichkeiten um für eine radika-
le und proletarische Ausrichtung zu 
kämpfen! Insbesondere im Artikel 
zu Klimabewegung und Gewerk-
schaften versuchen wir Antworten 
auf diese strategischen Fragen zu  
geben.

Zusätzlich diskutieren wir auch das 
neue Wahlprojekt LINKS, das einen 
Antritt zu den Wien-Wahlen diesen 
Herbst plant. Auf internationaler 
Ebene hat sich durch die Ermordung 
des hochrangigen iranischen Gene-
rals Soleimani die Gefahr einer neuen 
kriegerischen Auseinandersetzungen 
deutlich erhöht. Die Linke und die 
Arbeiter*innenbewegung müssen 
jetzt gegen die reaktionären Absich-
ten des US-Imperialismus mobilisie-
ren ohne dem iranischen Regime po-
litische Unterstützung zukommen zu 
lassen. Abgerundet wird die Zeitung 
mit Artikeln zur neuen SPD-Füh-
rung, der Wahlniederlage von La-
bour und den Massenprotesten in  
Indien. Viel Spaß beim Lesen!
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Michael Märzen

Mit der Zustimmung von mehr als 93 % 
des Bundeskongresses der Grünen zum 
schwarz-grünen Koalitionsabkommen 
ist die neue österreichische Regierung fi-
xiert. Doch die Zustimmungquote täuscht 
über eine berechtigte Skepsis in der Par-
teibasis hinweg, denn die Regierung 
steht deutlich unter der Dominanz der  
ÖVP.

Die Volkspartei stellt 11 Ministerinnen 
und Minister (darunter Finanzen, Inne-
res, Äußeres, Verteidigung, Wirtschaft, 
Arbeit, Bildung, ...) die Grünen nur 
vier (Justiz, Soziales, Umwelt, Kunst). 
Das Regierungsprogramm selbst trägt 
eine rechts-konservative Handschrift, 
dementsprechend verfolgt die Grund-

ausrichtung einen neoliberalen, rassis-
tischen und autoritären Kurs im Stil der 
„neuen Volkspartei“ unter Sebastian 
Kurz. Die ökologischen Reformen, die 
wohl stark auf das Konto der Grünen 
gehen, werden zwar als Erfolg präsen-
tiert, einen ernsthaften Durchbruch in 
der Umweltpolitik bedeuten sie aber  
nicht. 

Große Zufriedenheit gibt es aber auch 
aufseiten der Volkspartei nicht. Die vor-
malige schwarz-blaue Regierung war von 
Sebastian Kurz als längeres strategisches 
Projekt angelegt worden, um bedeutende 
Errungenschaften der Arbeiter*innenbe-
wegung zurückzunehmen. Das ist zum 
Teil gelungen, insbesondere bei der Aus-
weitung der gesetzlichen Höchstarbeits-
zeit auf 12 Stunden pro Tag bzw. 60 Stun-
den pro Woche, oder bei der Reform der 
Sozialversicherung, welche die finanziel-

len Beiträge der Unternehmen entlastet 
und ihren Vertreter*innen mehr politi-
schen Einfluss gibt. Andere wichtige Pro-
jekte wie eine Steuerreform, die Reform 
der Arbeitslosenversicherung oder Kür-
zungen für die Arbeiterkammer konnten 
jedoch nicht mehr umgesetzt werden, 
weil die schwarz-blaue Koalition am Ibi-
za-Skandal von Heinz-Christian Strache 
bzw. damit verbundenen Auseinanderset-
zungen zerbrechen musste. Weitere Skan-
dale und Streitereien um den ehemaligen 
Parteichef Strache haben die FPÖ so stark 
erschüttert, dass eine Fortsetzung des 
schwarz-blauen Projekts nach den Neu-
wahlen im September kaum mehr mög-
lich erschien – zum Bedauern von Sebas-
tian Kurz. Angesichts des Rechtskurses 
der ÖVP einerseits und der politischen 
Krise der Sozialdemokratie war auch eine 

Versöhnung dieser beiden Parteien unre-
alistisch. Durch das starke „Comeback“ 
der Grünen ins Parlament und die aktu-
elle Bedeutung des Klimawandels in der 
öffentlichen Debatte wurde die „grüne 
Option“ für die Volkspartei nun nahe- 
liegend.

Zentrale Reformen

Das übergeordnete Kurz‘sche Projekt die 
Abgabenquote auf 40 % zu senken bleibt 
auch in der Regierung mit den Grünen 
erhalten. Dahinter steht die neoliberale 
Ideologie der Volkspartei, Unternehmen 
und Besserverdienende zu entlasten. Na-
türlich bedeutet das auf der anderen Seite 
weniger Einnahmen, worunter mittelfris-
tig das Sozialsystem leiden wird, aber das 
ist Teil der neoliberalen Idee. Die Sen-
kung der Abgabenquote ist letztlich eine 
populistisch formulierte Strategie, die zu 

einer Umverteilung von unten nach oben 
führt. Ein Element davon ist die Reform 
der Einkommenssteuersätze nach unten, 
von der auch große Teile der Arbeiter*in-
nenklasse profitieren, aber natürlich auch 
die reicheren Einkommen. Die ärmsten 
Teile der Bevölkerung, die kaum oder 
keine Einkommenssteuer zahlen, be-
kommen dabei keine Entlastung.  Für die 
Bourgeoisie lockt zusätzlich die Reduzie-
rung der Körperschaftssteuer (von 25 auf 
21 %), welche die Gewinne von Unter-
nehmen besteuert.

Zeitgleich zur Reduktion der Abgaben-
quote möchte die Regierung auch im 
Staatshaushalt sparen und die Schulden-
quote auf 60 % des BIP herunterdrücken. 
In der letzten Regierungsperiode hat die-
se Logik noch funktioniert, weil die gute 
wirtschaftliche Lage zu höheren Steue-
reinnahmen geführt hat, nun sind die 
Konjunkturaussichten allerdings schlecht 
und die gewünschten Investitionen in 
den Klimaschutz werden auch nicht we-
nig kosten. Angesichts einer möglichen 
Weltwirtschaftskrise wird das österrei-
chische Kapital auch wieder nach milli-
ardenschweren Konjunkturprogrammen 
schreien bzw. möglicherweise sogar gro-
ße Mengen Geld für Banken- oder Unter-
nehmensrettungen erforderlich werden.

Um ein bisschen Wahlzuckerl umzuset-
zen, plant die Regierung eine Erweite-
rung des Kurz-Prestigeprojekts, dem Fa-
milienbonus. Ab nun sollen kinderreiche 
und einkommensstarke Haushalte mit 
bis zu 1.750 statt 1.500 Euro Steuerrück-
erstattung pro Kind und Jahr profitieren, 
sofern sie überhaupt so viel Einkom-
menssteuer zahlen. Zwar kommen nun 
nicht mehr nur alleinerziehende sondern 
alle Niedrigverdienenden in den Genuss 
eines erhöhten „Kindermehrbetrags“, al-
lerdings beträgt dieser immer noch nur 
350 Euro pro Kind.

Die Grünen haben sich mit letztgenann-
ter Maßnahme offenbar für den Famili-
enbonus überzeugen lassen weil sie damit 

EIN GRÜNES FEIGENBLATT 
FÜR DIE ÖVP

REGIERUNGSPROGRAMM

Das übergeordnete Kurz‘sche Projekt die Abgabenquote 
auf 40 % zu senken bleibt auch in der Regierung mit den 
Grünen erhalten. Dahinter steht die neoliberale Ideo-
logie der Volkspartei, Unternehmen und Besserverdie-
nende zu entlasten.

“
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Maßnahmen zur Armutsbekämpfung be-
haupten können. In eine ähnliche Kerbe 
schlägt auch die Ankündigung eines „Lü-
ckenschlusses bei Niedriglöhnen“, welche 
unter den niedrigsten Kollektivvertrags-
löhnen liegen. Die Ankündigung wirkt 
nett, allerdings handelt es sich dabei kei-
nesfalls um einen gesetzlichen Mindest-
lohn, wie teilweise in Medien suggeriert, 
sondern um soziapartnerschaftliche Ver-
handlungen, bei denen mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nichts Wesentliches her-
auskommen wird.

Das Arbeitslosengeld neu aus 
schwarz-blauen Zeiten, über das die 
Notstandshilfe abgeschafft werden soll-
te, findet sich in dieser Form nicht mehr, 
allerdings eine „Weiterentwicklung des 
Arbeitslosengelds mit Anreizen, damit 
arbeitslose Menschen wieder schnell ins 
Erwerbsleben zurückkehren können“. 
Das zeigt natürlich, dass die ÖVP nicht 
von ihren Reformplänen ablassen möch-
te, aber wohl keine Einigung erzielen 
konnte. Wie ein Grünen-konformer An-
griff auf die Arbeitslosen aussehen kann 
wird wohl noch verhandelt.

Die Lage der Frauen wird sich mit dieser 
Regierung wohl kaum verbessern. Nach 
Förderungskürzungen für Frauenvereine 
und einem kontraproduktiven „Gewalt-
schutzpaket“, welches Gesundheitsper-
sonal über den Willen der Betroffenen 
hinweg zu Anzeigen bei Verdacht von 
Vergewaltigung verpflichtet, soll das 
Frauenbudget in unbekannter Höhe 
aufgestockt werden und Ressourcen für 
Gewaltschutzzentren geben. Außerdem 
wird die Kinderbetreuung ausgebaut (mit 
einem mittelfristig eventuell verpflichten-
den zweiten Kindergartenjahr) und die 
Umsatzsteuer auf Frauenhygieneartikell-
reduziert. Eine geplante Studie über die 
Verteilung unbezahlter Arbeit wird dann 
zeigen, dass sich an der geschlechtlichen 
Arbeitsteilung, der Grundlage für Sexis-
mus und Frauenunterdrückung, nichts 
geändert hat. Dazu wären eine Arbeits-
zeitverkürzung und die Organisierung 
der Reproduktionsarbeit als eine gesell-
schaftliche Aufgabe nötig.

Natürlich finden sich in diesem Regie-
rungsprogramm wieder einige rassistische 
Maßnahmen, mit denen die Kurz-ÖVP 
bei den rechtsstehenden Wähler*innen 
Punkten will. So wird das schwarz-blaue 
Projekt der sogenannten „Deutschförder-
klassen“ fortgeführt, d.h. für 15-20 Wo-
chenstunden die Separation von Kindern 

und Jugendlichen mit „ungenügenden 
Deutschkenntnissen“ vom Rest der Klas-
se. Anknüpfend an die schwarz-blauen 
Pläne soll die „Versorgung und Rechts-
vertretung von Schutzsuchenden“, d.h. 
von Asylwerber*innen, „verstaatlicht“ 
werden, soll heißen diese Aufgabe den 
NGOs zu entziehen. Das würde mit Si-
cherheit zu einer schlechteren Situation 
für Geflüchtete führen. Relativiert wird 
dieser Plan nur dadurch, dass die NGOs 
einen „Qualitätsbeirat“ beschicken sol-
len. Wenig überraschend will man auch 
die Asylverfahren beschleunigen, sich 
also weniger Zeit für ein angemessenes 
Verfahren nehmen und orientiert sich 
nur noch an den „Mindeststandards“ der 
Genfer Flüchtlingskonvention. Weiters 
soll es  ein Kopftuchverbot für Mädchen 
unter 14 an Schulen geben, was mit der 
„Religionsmündigkeit“ begründet wird, 
andere religiöse Maßnahmen gegenüber 
Kindern wie Taufen, Beschneidungen 
usw. werden dagegen toleriert.

Prinzipiell haben die ÖVP und Grüne 
sich im Bereich von Flucht, Migration 
und Asyl die Möglichkeit offen gehalten 
potenziell ohne den Koalitionspartner 
Gesetze in den Nationalrat einzubringen. 
In der Realität kann die ÖVP daher jeder-
zeit auf die FPÖ, mit der sie zusammen 
eine Mehrheit im Nationalrat hält, zu-
rückgreifen.

Ebenfalls unter „Asyl“ angeführt, obwohl 
es wohl alle betreffen wird, ist die Einfüh-
rung einer sogenannten „Sicherungshaft“ 
mit der Personen präventiv, also auf Ver-
dacht, eingesperrt werden sollen. Dieser 
Schritt in Richtung Polizeistaat wird von 
einer gehörigen Aufstockung der Polizei 
begleitet, es soll gleich 2.300 zusätzliche 
Planstellen und 2.000 zusätzliche Aus-
bildungsplätze geben. Zur antimusli-
mischen Paranoia passt die Einführung 
einer Dokumentationsstelle für „politi-
schen Islam“, der pauschal als Extremis-
mus gebrandmarkt wird. Ganz allgemein 
soll es Maßnahmen gegen Vereine mit 
„staatsfeindlichem Gedankengut“ geben, 
als Beispiel werden hier die Identitären 
genannt, aber zu befürchten sind Gesetze, 
die selbst linke Organisationen mit revo-
lutionärem oder schlicht staatskritischem 
Anspruch treffen.

Für die Grünen und die Umweltbewe-
gung ist das wichtigste Thema natürlich 
der Klimaschutz. Hier plant die Regie-
rung eine „Klimaneutralität“ bis 2040 
und 100 % Ökostrom ab 2030. Dazu soll 

der Nationale Energie- und Klimaplan 
nachgebessert und Emissionsreduktions-
ziele festgelegt werden. Darin finden sich 
durchaus gute Maßnahmen wie der Aus-
bau des öffentlichen Verkehrs, ein 1-Mil-
lion-Dächer-Photovoltaik-Programm 
oder ein Ausstieg aus der fossilen Raum-
wärme. Eine CO2-Bepreisung soll durch 
eine Taskforce für 2022 erarbeitet wer-
den, hier gab es offenbar keine Einigung. 
So oder so reichen diese Maßnahmen 
allerdings wohl kaum um die Klimaneut-
ralität zu erreichen. Dazu bräuchte es die 
Verstaatlichung der Konzerne und einen 
Wirtschaftsplan, um die CO2-Emissio-
nen gezielt zu reduzieren.

Rolle der Grünen  
und linke Strategie

Die Grünen sind sich über ihre unterge-
ordnete, steigbügelhalterische Stellung 
in dieser Regierung bewusst, allerdings 
sehen sie den Kompromiss als Notwen-
digkeit, um in der Umweltpolitik etwas 
voran zu bringen. Tatsächlich werden 
die ökologischen Maßnahmen für eine 
„grüne Wende“ aber nicht ausreichen 
und die grüne Politik muss an den kurz-
fristigen Profitinteressen der Bourgeoisie 
scheitern. Darüber hinwegzutäuschen ist 
im wahrsten Sinne des Wortes brandge-
fährlich. Die Grüne Partei offenbart sich 
dabei nun als ökologisches Feigenblatt 
reaktionärer bürgerlicher Politik.

Dass die Grenzen der schwarz-grünen 
Klimapolitik ersichtlich werden und zu-
sätzlich Reibungen in der Regierung ent-
stehen, bei denen die Grünen wohl oder 
übel einknicken werden, wird sich auch 
in der Klimabewegung ausdrücken. Die 
künftigen Auseinandersetzungen um 
eine radikalere Strategie ist ein wichti-
ger Ansatzpunkt für die Linke um die 
Klimabewegung von ihren (klein)bür-
gerlichen Illusionen zu trennen und für 
ein Bündnis mit der Arbeiter*innenbe-
wegung zu gewinnen. Umgekehrt muss 
ein entsprechender Kampf in der Arbei-
ter*innenklasse, insbesondere in den Ge-
werkschaften geführt werden. Auf diese 
Weise können die Grünen auch so unter 
Druck kommen, dass die Regierung fällt 
und die ÖVP isoliert wird. Eine interna-
tionalistische Offensive der Umwelt- und 
Arbeiter*innenbewegung, die sich auf 
eine rätedemokratischen Organisierung 
stützt, kann dann die antikapitalistische 
Zukunftsperspektive für die Milliarden 
Werktätigen aufzeigen, die heute so drin-
gend nötig ist.			        

4 Österreich



Alex Zora

Anfang Dezember hat sich eine neue Initi-
ative für einen linken Wahlantritt der Öf-
fentlichkeit präsentiert. Im Jänner soll auf 
einer Gründungsversammlung der Grund-
stein für die Organisation gelegt werden. 
Doch was sind die Perspektiven und kann 
dieses Projekt der Start für etwas Sinnvol-
les sein?

Wien Wahlen 2020

Bei den Wien-Wahlen 2020 steht mit Si-
cherheit nicht wenig auf dem Spiel. Auf 
der einen Seite steckt die SPÖ in einer 
tiefen Krise, die vermutlich bis dahin 
nicht überwunden werden kann, die 
Grünen auf der anderen Seite zeigen mit 
der schwarz-grünen Allianz auf Bundese-
bene wohl auch auf wo ihre Prinzipien 
liegen. Das bietet potenziell natürlich 
gewisse Möglichkeiten für einen Wahl-
antritt links von SPÖ und Grünen, zu-
mindest aus heutiger Sicht. Die diversen 
Wahlprojekte der KPÖ haben außerhalb 
der Steiermark – sei es als KPÖ Plus oder 
Wien anders – bisher eher weniger gut 
abgeschnitten, wenn auch bei den Wi-
en-Wahlen 2015 fünf Bezirksrät*innen 
erobert wurden. Ein Antritt des Wan-
dels, der bei den Nationalratswahlen fast 
gleich gut wie die KPÖ abgeschnitten hat, 
ist unseres Wissens nach noch unklar, 
aber durchaus im Bereich des Möglichen. 
Damit stellen sich dem Projekt LINKS 
von Anfang an wichtige Fragen, nämlich 
nicht nur was für eine Politik man ma-
chen möchte, sondern vor allem auch wie 
man sich zu diesen Kräften positioniert.

Was ist LINKS?

„Das Ziel von LINKS ist der Aufbau einer 
neuen linken politischen Organisation. 
Wir als Initiator_innen machen mit der 
Ankündigung, bei den Wiener Gemein-
deratswahlen 2020 anzutreten und der 
Organisation der Gründungsversamm-
lung einen ersten Schritt. […] So sollen 
auf der Gründungsversammlung die 

NEUES LINKES WAHLPROJEKT  
FÜR DIE WIEN-WAHLEN 2020

WAHLPROJEKT LINKS

Organisationsform, die inhaltlichen Eck-
punkte, die gemeinsamen Sprecher_in-
nen und das weitere Vorgehen bis zur 
Gemeinderatswahl und darüber hinaus 
diskutiert und beschlossen werden. “ 
Politisch und personell ist das Projekt 
noch stark von den Erfahrungen des 
Organisierungsprojekts „Aufbruch“ aus 
dem Jahr 2016 geprägt. Deshalb wird es 
sich auch, ob es will oder nicht, im Lich-
te dieser Erfahrungen betrachten lassen. 
Vor allem die Frage was aus dem Schei-
tern des Aufbruch gelernt wurde, ist zen-
tral. Für uns ist klar, dass ein solches Pro-
jekt, wenn es nicht scheitern möchte, eine 
klare programmatische Debatte führen 
muss um die wichtigsten Fragen zu klä-
ren. Nicht nur darum mit was für Forde-
rungen man bei den Wahlen 2020 antre-
ten soll, sondern was die Strategie für die 
Erreichung der gesteckten Ziele, nämlich 
nichts weniger als eine „[neu organisier-
te] Wirtschaft jenseits von Kapitalismus“, 
sein kann. 

Die unterschiedlichen Fehler des Auf-
bruch, wie Aktivismus ohne klare Forde-
rungen oder Fokussierung auf Grätzelar-
beit dürfen nicht wiederholt werden. Ein 
gemeinsames Verständnis muss natürlich 
auch diskutiert werden. Da ja auch ex-
plizit politisch organisierte Menschen 
für dieses Projekt angesprochen werden, 
muss es Raum für Debatte um die Aus-
richtung des Projekts geben – und zwar 
auch nach der Gründungsversammlung. 
In so einer Debatte sollten sich alle Ein-
zelpersonen und Organisationen, denen 
etwas an einer Stärkung der Linken in 
Wien liegt aktiv einbringen können. Es 
sollte auch gewährleistet sein, dass es 
möglich ist sich kollektiv in Plattformen 
für eine politische Ausrichtung des Pro-
jektes zu organisieren, um eine sinnvol-
le Möglichkeit der politischen Ausein-
andersetzung zu gewährleisten. Da das 
Wahlprojekt wohl auch einen gewissen 
Charakter eines Wahlbündnisses haben 
wird, müssen Organisationen natürlich 
auch die Möglichkeit eigener Propaganda 
aufrecht erhalten können.

Welche Ausrichtung braucht es?

Sowohl der Wandel als auch Wien anders 
haben sich im Vorfeld des Gründungs-
kongresses von LINKS mehr oder weni-
ger verhalten zu diesem neuen Projekt 
geäußert. Beiden ist es wohl wenig recht 
einen potenziellen neuen Konkurrent 
links von SPÖ und Grünen zu bekom-
men. Mit diesen beiden Kräften gibt es in 
Österreich schon mehr oder weniger eta-
blierte Kräfte des Linksreformismus bzw. 
-populismus. Eine neue Kraft des Linksre-
formismus ist nicht gerade das, was es für 
eine antikapitalistische Strategie braucht. 
Ein Wahlprojekt kann dafür auch nur 
der Ausgangspunkt sein und kein Selbst-
zweck. Wir treten deshalb für eine offen 
und ehrliche revolutionäre Politik ein, 
welche sich auf die Organisierung und 
Mobilisierung der Arbeiter*innenklas-
se stützt anstatt primär auf Abgeordnete 
im Gemeinderat oder im Parlament. So 
eine Politik kann nur entwickelt werden, 
wenn es auf der einen Seite möglich ist 
eine Debatte über ein revolutionäres Pro-
gramm und eine revolutionäre Strategie 
zu führen, das aber gleichzeitig nicht die 
Handlungsfähigkeit der neuen Organisa-
tion beschränkt. Zu den zentralen Fragen 
braucht es eine einheitliche Herange-
hensweise, die demokratisch beschlossen 
wird. Die Erfahrungen des Aufbruchs 
zeigen gut, dass ein föderatives Orga-
nisationskonzept mit quasi-autonomen 
Lokalgruppen zu nichts führt. Außerdem 
braucht es eine gewählte, abwählbare und 
rechenschaftspflichtige politische Lei-
tung, die die beschlossenen Positionen 
auch umsetzen kann. Einfach nur eine 
Reihe von Sprecher*innen der Organi-
sation zu bestimmen wird nicht reichen 
um die notwendige politische und orga-
nisatorische Anleitung zu organisieren. 
Wir von der Gruppe Arbeiter*innen-
standpunkt werden uns jedenfalls in der 
Gründungsversammlung einbringen und 
unsere Unterstützung von den dortigen 
Ergebnissen abhängig machen.	      
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Michael Märzen

Gewerkschaften spielen im Kampf gegen 
die drohende Klimakatastrophe eine wich-
tige Rolle, oder besser gesagt, sie müssten 
eine wichtige Rolle spielen. Immerhin sind 
es die Lohnabhängigen, weltweit zu hun-
derten Millionen organisiert, welche an den 
Schalthebeln der globalen Produktion und 
des Transports stehen. Wenn sie es wollen 
stehen alle Räder still – und damit sind die 
Profite der Eigentümer*innen, der Kapita-
list*innen, welche für ihre kurzfristigen Ge-
winninteressen unsere Umwelt zerstören,  
gefährdet.

Bei politischen Streiks können Regierun-
gen so sehr unter Druck gesetzt werden, 
dass Forderungen gegen die Interesse 
der Reichen und Mächtigen durchgesetzt 
werden können. Entscheidend dafür ist 
der Zusammenhalt unter den Arbeiten-
den, die Solidarität mit und unter denen 
die kämpfen, insbesondere international. 
Doch es ist nicht nur das ökonomische 
Gewicht der Arbeiter*innenklasse, wel-
ches die Gewerkschaften zu strategisch 
bedeutsamen Faktoren in der Umwelt-
bewegung macht. Für ein nachhaltiges 
Verhältnis zu unserer Umwelt müssen 
wir das globale Wirtschaftssystem, die 
kapitalistische Wirtschaftsweise, grund-
legend umgestalten, hin zu einer inter-
national demokratisch geplanten Wirt-
schaft. Und dafür braucht es nicht nur 
die kämpferische Kraft sondern vor 
allem auch die gestalterische Kraft des  
Proletariats.

Umwelt- und  
Arbeiter*innenbewegung

Doch bisher haben die Gewerkschaften 
keine herausragende Rolle in der interna-
tionalen Klimabewegung gespielt. Nicht 
nur, dass Gewerkschaften wie die des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
ÖGB keine Perspektive abseits der ka-
pitalistischen Ausbeutung von Mensch 
und Natur kennen, sie stellen auch kei-
nen Führungsanspruch in der Bewegung 

und nicht einmal den Anspruch die eige-
nen Mitglieder massenhaft auf die Stra-
ßen zu mobilisieren (wobei durchaus 
auch Gewerkschafter*innen, Gewerk-
schaftsmitglieder und Arbeiter*innen 
an den Klimaprotesten teilgenommen 
haben). Damit überlassen sie die politi-
sche Hoheit auf der Straße kleinbürger-
lichen Kräften wie der Führungsclique 
von Fridays for Future oder auf der par-
teipolitischen Ebene den Grünen. Die 
Schüler*innen, die für ihre Zukunft den 
Schulunterricht bestreiken, bleiben ohne 
ernste ökonomische Macht weitgehend 
alleine und hegen Misstrauen in die Ar-
beiter*innenklasse, die sich vermeintlich 
nicht um eine ökologische Zukunft son-
dern nur um den Erhalt ihrer Arbeits-
plätze in der fossilen Industrie kümmert. 
Die Umweltaktivist*innen wenden sich 
angesichts ihrer eigenen Machtlosigkeit 
und entsprechend der kleinbürgerlichen 
Beschränktheit ihrer Führung an die ver-
meintlich umweltfreundlichen Teile der 
Herrschenden und begeben sich dadurch 
strategisch in die Sackgasse, ein lang-
sames Auslaufen der Klimabewegung 
ist damit zu befürchten. Somit muss die 
Spaltung von Umwelt- und Arbeiter*in-
nenbewegung überwunden werden und 
das ist nur möglich mit einer klassen-
kämpferischen, gewerkschaftspolitischen 
Strategie. 

Was fordert der ÖGB?

Eine politische Strategie findet ihren zu-
sammengefassten Ausdruck üblicherwei-
se in einem Programm. Es stellt sich also 
die Frage welches Programm der ÖGB für 
die Klimakrise parat hält und ob dieses 
geeignet ist um die Arbeiter*innenklasse 
zur führenden Kraft in der Klimabewe-
gung zu machen. Die wichtigsten aktuel-
len Forderungen des ÖGB lauten: Inves-
titionen in nachhaltige Energieformen 
und Forschung, Ausbau des öffentlichen 
Verkehrsnetzes, Verlegung des Güter-
verkehrs von der Straße auf die Schie-
ne, Einführung einer flächendeckenden 
LKW-Maut auf Landes- und Gemein-

destraßen, Stärkung von Mobilitätskon-
zepten wie Car-Sharing und Sammeltaxis 
sowie Streichung von Steuersubventio-
nen für den internationalen Flug- und 
Schiffsverkehr. Dabei fällt vor allem auf, 
dass der ÖGB seine umweltpolitischen 
Forderungen nicht in dem Sinn begreift, 
dass darüber ein breites politisches Be-
wusstsein generiert werden soll, dass sich 
seine Mitglieder darum tatsächlich orga-
nisieren um die Arbeitenden im Betrieb 
oder die Aktivist*innen auf der Straße 
dafür zu gewinnen. Statt dessen richtet er 
seine Forderungen an das Parlament, die 
Regierung oder „die Sozialpartner“. Zum 
jüngsten Aufreger um den Nationalen 
Energie- und Klimaplan, in dem die Re-
gierung der EU ihre Pläne zur Redukti-
on der Treibhausgasemissionen vorlegen 
musste, hat der ÖGB seine Forderungen 
in Form einer Stellungnahme zur Geset-
zesbegutachtung eingebracht. Nicht, dass 
das so verwerflich wäre, aber die Gewerk-
schaften sollten auf die Kraft der Arbei-
tenden setzen und nicht in erster Linie 
auf Lobbyarbeit unter Parlamentsabge-
ordneten. Der Inhalt dieser Stellungnah-
me blieb einer breiteren Öffentlichkeit 
natürlich unbekannt. Es war dann mehr 
die SPÖ, die im Vorfeld der Nationalrats-
wahlen ähnliche Forderungen lancierte. 
Auch überzeugen die Forderungen nicht 
gerade durch die Glaubwürdigkeit, dass 
man dadurch die Klimakrise ernsthaft 
bekämpfen könnte. Bürgerliche Parteien 
wie die Grünen oder NEOS bieten mit 
ihren Forderungen nach einer CO2-Be-
preisung zumindest eine Scheinlösung, 
der ÖGB hingegen ist bei einer solchen 
Forderung zwar korrekter Weise zu-
rückhaltend, weil Massensteuern wie 
eine CO2-Steuer die ärmeren Einkom-
mensschichten überdurchschnittlich 
belasten, er bietet aber keine geeignete  
Alternative.

Kapitalismus und Klimakrise

Angesichts der sozialdemokratischen 
Dominanz über die Gewerkschaften 
überrascht die Haltung des ÖGBs nicht, 

UMWELT- UND ARBEITER*INNEN- 
BEWEGUNG ZUSAMMENFÜHREN!

GEWERKSCHAFTEN UND KLIMAKRISE
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gemäß welcher die grundlegenden Pro-
bleme des Kapitalismus mit einigen Re-
formen gelöst werden könnten. In sei-
ner reformistischen Ideologie ist es der 
Staat, der mit öffentlichen Investitionen, 
Förderungen und Regulationen die Rah-
menbedingungen der Wirtschaft so än-
dert, dass die Kapitalverwertung in einer 
ökologischen und „gerechten“ Art und 
Weise stattfände. Dabei zeigt der Wider-
spruch von Weltmarkt und Nationalstaat, 
der sich unweigerlich in der Konfronta-
tion der imperialistischen Großmächte 
ausdrückt, wie utopisch diese Strategie 
ist. Abseits von dieser Augenscheinlich-
keit ist aber selbst in gewerkschaftlichen 
Kreisen bekannt, dass der Kapitalismus 
untrennbar mit der Ausbeutung von 
Mensch und Natur verbunden ist und 
somit auch mit sozialem Elend und Um-
weltzerstörung. Auch der technologi-
sche Fortschritt liefert hier nicht einfach 
die Lösung. So wie die Automatisierung 
im Kapitalismus nicht die Ausbeutung 
menschlicher Arbeitskraft beseitigen 
wird, so wird auch die „grüne Technolo-
gie“ nicht einfach die Umweltzerstörung 
beseitigen. Dazu müsste man die pri-
vate Aneignung von gesellschaftlichem 
Reichtum und die blinden Marktmecha-
nismen beseitigen, sodass Bedürfnisse 
und Umweltverträglichkeit die Kriteri-
en werden, nach denen gewirtschaftet  
wird.

Konkrete Ansätze

Ein positives Beispiel, wie eine radikale 
und ökologische Gewerkschaftsbewe-
gung aufgebaut werden kann, zeigt ein 
Blick nach Deutschland. Dort haben sich 
in der „Vernetzung für kämpferische Ge-
werkschaften“ linke Betriebsrät*innen 
und Gewerkschafter*innen zusammen-
geschlossen um ein Gegengewicht zu den 
opportunistischen und bürokratischen 
Gewerkschaftsführungen zu schaffen. 
Somit können arbeiter*innendemokra-
tische und klassenkämpferische Forde-
rungen eine höhere Wirkung erhalten, 
aber eben auch ökologische Forderungen 
aus der Perspektive der Arbeiter*innen-
bewegung. So hat die Vernetzung nicht 
nur offen für den globalen Klimastreik 
am 29. November und die Aktionen 
von Ende Gelände aufgerufen, sondern 
auch den Deutschen Gewerkschaftsbund 
DGB aufgefordert diese Mobilisierungen 
zu unterstützen. Der Aufruftext (siehe 
www.vernetzung.org „Es sind immer 
die gleichen: die, die Arbeitsplätze ver-
nichten und das Klima killen!“) nimmt 

jene Betriebsrät*innen und Arbeiter*in-
nen in die Kritik, die Umweltzerstörung 
vorgeblich zugunsten von Arbeitsplät-
zen mittragen, dabei diese Anliegen als 
widersprüchlich darstellen und so die 
Spaltung zwischen Umwelt- und Arbei-
ter*innenbewegung aber auch unter den 
Gewerkschaften bestärken. Die Verant-
wortung dafür wird klar den Führungen 
der großen Gewerkschaften wie der IG 
Metall zugeschoben. Weiters wird auf 
den nötigen ökonomischen und politi-
schen Druck in der Umweltbewegung 
durch politische Streiks hingewiesen. 
Eine solche Haltung ist gut geeignet um 
eine klassenkämpferische Basisbewegung 
in der Gewerkschaften aufzubauen, wel-
che die Bürokratie entmachten und die 
Gewerkschaften in ernsthafte Kampfin-
strumente der Arbeiter*innen umwan-

deln kann. Dazu braucht es natürlich 
auch eine konkretere Programmatik. Den 
Ansätzen dazu von der Vernetzung für 
kämpferische Gewerkschaften hinsicht-
lich der Klimabewegung können wir uns 
sehr gut anschließen und wir wollen ihre 
Forderungen deshalb hier abdrucken und 
allen fortschrittlichen Aktivist*innen, 
Gewerkschafter*innen und linken Orga-
nisationen zur Debatte stellen. Die Ver-
netzung tritt dafür ein:

»» Umweltschädliche Produktion zu stop-
pen, den schnellst möglichen Ausstieg aus 
dem Braunkohletagbau durchzusetzen 
und die Beschäftigten ohne Einkommens-
verlust umzuschulen.
»» Die Entscheidungen über Forschung und 

Entwicklung offenzulegen und betrieblich 
und gesellschaftlich durch die lohnabhän-
gigen Beschäftigten und Konsument*innen 
zu kontrollieren.
»» Arbeitsplatzverlagerung zu blockieren 

und Betriebsschließungen zu verhindern
»» eine kollektive Arbeitszeitverkürzung auf 

30 Wochenstunden sofort bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich durchzusetzen
»» Eine Konversion durchzusetzen, die 

nicht auf Kosten der Arbeitsplätze geht, 

sondern die Beschäftigten in diesen Prozess 
einbeziehen. Denn sie verfügen über das 
Know-how wie zukünftige umweltfreund-
liche Arbeitsplätze aussehen können.
»» Die Kapitalsteuern massiv zu erhöhen 

und die Vermögenssteuer wieder einzu-
führen.
»» Die großen Konzerne unter Kontrolle 

der Beschädigten zu enteignen, um einen 
demokratischen Plan zum ökologischen 
Umbau der Produktion und der Infra-
struktur durchzusetzen!

Ein weiterer positiver Ansatz ist die ei-
genständige Formierung von Arbei-
tenden als Workers for Future in der 
Klimabewegung, auch in Österreich. 
Allerdings sind die Workers in der Ge-
samtbewegung schwach und mangeln 
einer klaren und radikalen Programma-

tik. Aber zumindest wird dadurch ein 
eigenständiger ökologisch-proletarischer 
Standpunkt sichtbar und es ist möglich 
in gewerkschaftliche und betriesbrätli-
che Zusammenhänge hineinzuwirken. 
Letztlich braucht es jedenfalls eine klare 
Programmatik und demokratische Orga-
nisierung an der Basis, sonst droht Initi-
ativen wie Workers for Future der Miss-
brauch als ökologische Feigenblätter der  
Gewerkschaftsbürokratie.		       

Ein positives Beispiel, wie eine radikale und ökologische 
Gewerkschaftsbewegung aufgebaut werden kann, zeigt 
ein Blick nach Deutschland. Dort haben sich in der 
„Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften“ linke 
Betriebsrät*innen und Gewerkschafter*innen zusam-
mengeschlossen um ein Gegengewicht zu den opportu-
nistischen und bürokratischen Gewerkschaftsführun-
gen zu schaffen.

“
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HÄNDE WEG VOM IRAN! 
STOPPT DIE US-ATTACKEN!

KRISE IM NAHEN OSTEN

Liga für die Fünfte  Internationale

Die Ermordung des iranischen General-
majors Qasem Soleimani in Bagdad auf 
Befehl von US-Präsident Donald Trump 
hat ein gefährliches neues Kapitel für den 
Nahen und Mittleren Osten aufgeschlagen. 
Als Chef der Quds-Einheiten, einer Unter-
abteilung der Iranischen Revolutionsgar-
den (IRGC, Pasdaran), und strategischer 
Architekt von Irans ständig wachsendem 
Netzwerk internationaler Milizen, Ver-
bündeter und Anlagen war Soleimani nicht 
nur eine mächtige Figur im iranischen Re-
gime, sondern auch ein Königsmacher in 
weiten Teilen des Nahen und Mittleren 
Ostens. Mit dieser dreisten Verletzung des 
internationalen Rechts hat Trump die ge-
samte Region, wenn nicht sogar die Welt, 
an den Rand eines Krieges gebracht.

Soleimanis Ermordung war eine ernsthaf-
te Eskalation einer laufenden Konfronta-
tion zwischen den US-amerikanischen 
und iranischen Streitkräften. Anfang die-
ser Woche beschuldigten die USA Solei-
mani, einen Einbruchsversuch irakischer 
Milizen in die US-Botschaft und den Mi-
litärstützpunkt in Bagdad inszeniert zu 
haben. Der Angriff auf die Botschaft wur-
de zwei Tage zuvor durch US-Luftangriffe 
auf die vom Iran unterstützte Kata’ib-His-
bollah (Hisbollah-Brigaden) provoziert, 
bei denen nach Angaben irakischer Si-
cherheits- und Milizquellen 25 Kämpfer 
getötet und 55 weitere verwundet wur-
den. Diese Luftangriffe waren wiederum 
eine Reaktion auf die Tötung eines ame-
rikanischen Militärbeauftragten durch 
Kata’ib-Hisbollah-Raketen.

Regierungsvertreter*innen und Außen-
politikexpert*innen auf der ganzen Welt 
sind sich einig in ihrer Analyse des ver-
änderten Charakters des Angriffs, wobei 
der ehemalige Chef des britischen Aus-
landsgeheimdienstes Sir John Sawers die 
Tötung Soleimanis als „Kriegshandlung“ 
bezeichnet hat. US-Außenminister Mike 
Pompeo versuchte zu behaupten, das 
Attentat sei eine Präventivmaßnahme 

zum Schutz des unmittelbar gefährdeten 
US-Personals gewesen, aber US-Präsi-
dent Trumps Aussage auf Twitter vor 
dem Angriff war unverblümter: „Der Iran 
wird für verlorene Leben oder Schäden 
in unseren Einrichtungen voll verant-
wortlich gemacht. Sie werden einen sehr 
GROSSEN PREIS bezahlen! Dies ist kei-
ne Warnung, es ist eine Drohung. Frohes 
neues Jahr!“ 

Eine gefährliche Krise

Während nur wenige Beobachter*innen 
mit diesem speziellen Angriff gerechnet 
zu haben scheinen, eskalieren die Span-
nungen zwischen den USA und dem Iran 
seit Jahren, die sich häufig durch Stellver-
treterkonflikte in den Nachbarländern, 
einschließlich Irak und Syrien, abspielen. 
Als drittgrößter Ölexporteur der OPEC 
und strategischer politisch-ökonomi-
scher Rivale des von den USA unterstütz-
ten Saudi-Arabien und ihres regionalen 
Gendarmen Israel hat der Iran einen 
blutigen Kampf geführt, um die schwä-
chelnde US-Hegemonie auszunutzen und 
sich als expandierende Regionalmacht zu 
behaupten. Seit über einem Jahrzehnt 
hat der Iran seinen Einfluss durch den 
Aufbau loyaler schiitischer Milizen aus-
gebaut, die Assads mörderisches Regime 
unterstützt und ihre Macht im Irak kon-
solidiert haben.

Trump hat seinerseits deutlich gemacht, 
dass er den iranischen Einfluss durch 
eine aggressivere Außenpolitik zügeln 
will. Schon bald nach seinem Amtsantritt 
kündigte er den von seinem Vorgänger 
ausgehandelten amerikanisch-iranischen 
Nuklearvertrag, der die gegen das irani-
sche Regime verhängten Strafsanktionen 
mit dem Versprechen, sein Atompro-
gramm abzuschaffen, gemildert hatte. 
Trump ersetzte den Deal durch noch här-
tere Sanktionen, forderte andere Länder 
auf, dem Beispiel zu folgen, und unter-
stützte Saudi-Arabien energisch in sei-
nem Stellvertreterkrieg mit dem Iran im 
Jemen. Auf die schraubstockartigen Ver-

schärfung der US-Sanktionen reagierte 
der Iran schließlich mit Angriffen auf 
den internationalen Schiffsverkehr in der 
Straße von Hormus, Flugkörperangriffen 
auf saudische Ölanlagen und schließlich 
den Raketenangriffen auf US-Militär-
stützpunkte, die die Ereignisse auslösten 
und zu der aktuellen Krise führten.

Die Behauptung von Trump und seinen 
Beamt*innen, dass der Drohnenangriff, 
der Soleimani tötete, ein gerechtfertigter 
Präventivschlag war, ist eine völlig un-
haltbare Entschuldigung für die Provoka-
tion. Der Iran hat die Aktion zu Recht als 
„einen Akt des internationalen Terroris-
mus“ verurteilt, und sein oberster Führer 
Ajatollah Ali Khamenei (Chamene’i) hat 
geschworen, in gleicher Weise zu reagie-
ren. Die meisten Expert*innen sind sich 
einig, dass der Iran nicht mit einem di-
rekten Angriff auf US-Militärstützpunkte 
oder -schiffe zurückschlagen wird, son-
dern sich eher für eine „kalibrierte“ Re-
aktion wie weitere Angriffe auf saudische 
Öleinrichtungen, Blockaden in der Straße 
von Hormus oder Angriffe auf Schlüsse-
lanlagen von US-Verbündeten wie Katar 
oder den Vereinigten Arabischen Emira-
ten entscheiden wird. Angesichts der 
wahrscheinlichen Folgen ist es nicht im 
unmittelbaren Interesse des Iran, einen 
offenen Krieg mit den USA auszulösen.
Es besteht jedoch die reale Gefahr, dass 
die Reaktionen beider Seiten außer Kont-
rolle geraten werden. Der Iran steht unter 
erheblichem Druck, energisch zu reagie-
ren. Seine angeschlagene Wirtschaft hat 
eine wachsende inländische Protestbe-
wegung angeheizt, die ein Ende des kor-
rupten und repressiven Regimes fordert. 
Auch Trump muss sich für die Präsident-
schaftswahlen Ende diesen Jahres in Stel-
lung bringen, da die Wolke der Amtsent-
hebungsanklage über seiner Regierung 
hängt. Aggressive US-Verbündete, von 
Israel bis Saudi-Arabien, ganz zu schwei-
gen von Trumps eigenem juckenden 
Abzugsfinger, können den Konflikt auf 
unvorhersehbare Weise beeinflussen. Die 
Weltwirtschaft befindet sich bereits am 
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Rande einer Rezession. Ihr stagnieren-
der Kern nach 2008 wurde durch Trumps 
Handelskriege weiter geschwächt und 
eine Ölkrise könnte sie über den Rand 
drängen und eine globale Wirtschafts-
krise auslösen, die den innenpolitischen 
Druck noch weiter erhöhen würde. Die 
Logik der Eskalation hat den Konflikt bis-
her beherrscht, und die Spannungen, die 
ihn im In- und Ausland antreiben, wer-
den dafür sorgen, dass dies so bleibt. Wie 
schon 1914 könnten scheinbar geringfü-
gige Aktionen schließlich die Machtba-
lance zerstören und einen verheerenden 
globalen Konflikt entfachen.

Imperialismus und Sektierertum

Soleimani war eine Hauptzielscheibe des 
US-Imperialismus. Er war der Stratege 
der Demütigung Israels im Libanonkrieg 
2006 und hat die iranischen Interven-
tionen in Syrien und im Irak, die den 
iranischen Einfluss auf Kosten der USA 
erweitert haben, angezettelt. Aber kein/e 
Antiimperialist*in sollte um Soleimani 
weinen, der das Blut von Tausenden an 
seinen Händen hatte. Er spielte eine we-
sentliche Rolle bei der Stabilisierung des 
blutbefleckten Assad-Regimes und stell-
te Mittel für das unerbittliche Massaker 
an pro-demokratischen Bewegungen im 
Irak und im Iran, bei dem Hunderttau-
sende getötet wurden, zur Verfügung.
Bei allem Lob von Trump für die De-
mokratiebewegung im Iran hat seine 
Provokation dem iranischen Regime 
den perfekten Vorwand gegeben, sie zu 
unterdrücken und Massenproteste ge-
gen die USA zu mobilisieren, um seine 
wackeligen Grundlagen zu stützen. Die 
Quds-Truppen von Soleimani sind zwei-
fellos eine reaktionäre Kraft, ebenso wie 
die irakischen schiitischen Milizen, und 
das reaktionäre iranische Regime ver-
sucht, sich als die dominierende Macht 
im Mittleren Osten zu etablieren, aber 
es bleibt ein halbkolonialer Staat, der 
von einer Kette regionaler Verbündeter 
des US-Imperialismus umzingelt ist. Die 
Hauptangreiferin in diesem ungleichen 
Kampf sind die USA, unterstützt von ih-
ren israelischen, saudischen und anderen 
reaktionären Verbündeten.

Es war die US-Besatzung des Irak, die 
einen beispiellosen Anstieg der sektiere-
rischen Gewalt anheizte und das korrup-
te sektiererische Regierungssystem dort 
etablierte. Dieses war das Ziel der inspi-
rierenden, Konfessionen übergreifenden 
Demokratiebewegung, die in den letzten 

Wochen auf die Straße ging. Die Provo-
kation von Trump wird sich negativ auf 
diese Bewegung auswirken, indem sie die 
sektiererischen Spannungen verschärft, 
das Versinken in einen neuen Bürger-
krieg möglich macht und die Spannun-
gen mit Israel, das selbst an der Bombar-
dierung iranischer Militärziele im Iran 
und in Syrien beteiligt ist, verstärkt. Die 
USA haben immer noch über 5.000 Sol-
dat*innen im Irak und haben jetzt über 
3.000 weitere entsandt. Donald Trump 
hat nicht nur deutlich gemacht, dass die 
USA sich jeder Entscheidung der iraki-
schen Marionettenregierung widersetzen 
würden, die Stationierung der US-Basen 
im Land zu beenden, sondern hat dem 
Irak auch mit drastischen Sanktionen ge-
droht, sollte es Versuche geben, die Ent-
fernung seiner US-„Unterstützer*innen“ 
zu erzwingen.

Wie das Blutbad in Syrien zeigt, hat die 
US-Intervention nichts mit Demokratie 
oder der Überwindung des Sektierertums 
in der Region zu tun, ihr einziges Ziel ist 
die „Stabilität“ ihrer Vorherrschaft, sind 
also die immensen Profite, die sie dem 
Nahen und Mittleren Osten entzieht, 
und ist geopolitische Macht, die daraus 
erwächst. Nachdem sie Terrain an Russ-
land, den Iran und ihre Verbündeten in 
Syrien verloren hat, ist sie entschlossen, 
ihre Macht im Nahen und Mittleren Os-
ten wieder zu behaupten, indem sie einen 
„Regimewechsel“ im Iran durch Sank-
tionen, Attentate und Drohungen, 52 
oder mehr „Ziele“ im Land zu bombar-
dieren, erzwingt. Zu dieser Strategie ge-
hört auch, den seit Jahrzehnten von ihrer 
„Befreierin“ verwüsteten Irak im Grunde 
genommen zu einem kolonialen Satus 
herabzudrücken. Diese regionale Strate-
gie ist selbst Teil des Versuchs Washing-
tons, dem wachsenden militärischen und 
geostrategischen Einfluss der russischen 
und chinesischen Imperialist*innen ent-
gegenzuwirken. Während alle „Groß-
mächte“ einen direkten Zusammenstoß 
vermeiden wollen, könnten die Angriffe 
und die offene Kriegsdrohung gegen den 
Iran in eine globale Konfrontation um-
schlagen.

In dieser Situation präsentieren sich 
die europäischen Mächte Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien und die EU 
als Kräfte der „Mäßigung“. In einer ge-
meinsamen Erklärung vom 5. Januar 
riefen Merkel, Macron und Johnson alle 
Seiten zur „äußersten Zurückhaltung“ 
auf. „Es ist jetzt entscheidend zu deeska-

lieren“, warnten sie. Während dies die 
USA enttäuschte, sind europäische oder 
UN-Aufrufe zur „Zurückhaltung“ auf 
beiden Seiten nur eine heuchlerische  
Farce.

Die Arbeiter*innenklasse und die Antik-
riegsbewegungen sollten keine Hoffnung 
oder Vertrauen auf diese „weicheren“ 
Imperialist*innen setzen, auch nicht auf 
China oder Russland, noch sollten sie die 
Augen vor dem reaktionären Charakter 
des iranischen Regimes und seiner Rolle 
in Syrien oder im Irak verschließen. Sie 
müssen jegliche Hoffnung auf US-de-
mokratische Politiker*innen wie Eliza-
beth Warren aufgeben, die sagte, dass sie 
„noch“ nicht davon überzeugt sei, dass 
bewaffnete Angriffe angebracht seien. 
Solche „Kritiker*innen“ können nur all-
zu leicht zu den Kriegshetzer*innen von 
morgen werden.

Es waren die Antikriegs-Demonstrati-
onen in den USA am Wochenende und 
die massenhafte Empörung in der halb-
kolonialen Welt, die den Weg nach vorne 
zeigten: Millionen gegen die US-Aggres-
sion zu sammeln, für die Aufhebung der 
Sanktionen und den Rückzug aller impe-
rialistischen Truppen und Stützpunkte 
aus dem Irak und der gesamten Region 
jetzt!

Wir rufen alle Organisationen der Ar-
beiter*innenklasse, die linken, sozialde-
mokratischen und Labour-Parteien, die 
Gewerkschaften, die linken und antiim-
perialistischen Organisationen auf, sich 
zu vereinen und zu mobilisieren, um die 
US-Aggression und die Attacken jetzt zu 
stoppen!

Wir fordern: 
»» Kein Krieg mit dem Iran!
»» US-, britische Truppen und NATO-Ver-

bände raus aus dem Nahen und Mittleren 
Osten! Aufhebung der Sanktionen gegen 
den Iran!
»» Nieder mit der sektiererischen iraki-

schen Regierung!
»» Sieg für die irakische Revolution!
»» Vorwärts zu den Vereinigten Sozialis-

tischen Staaten des Nahen und Mittleren 
Ostens!				          
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POLIZEI TÖTET STUDIERENDE,
SOLIDARITÄT MIT DEN PROTESTEN

PROTESTE IN INDIEN

Liga für die Fünfte Internationale

Am Sonntag, den 15. Dezember, griff die 
Polizei von Delhi brutal Student*innen 
der Jamia Millia Islamia (Nationale Is-
lamische Universität) und Bewohner*in-
nen von Jamia Nagar an, die gegen das 
Citizenship (Amendment) Act (CAA)  
protestierten.

Der Angriff war kein isolierter Gewaltakt 
der BJP-Regierung von Narendra Modi. 
In vielen Teilen Indiens erhoben sich die 
Menschen, insbesondere Muslim*innen, 
gegen das neue Gesetz, das am 11. De-
zember 2019 vom BJP-dominierten Par-
lament verabschiedet wurde. Die Ände-
rung des Staatsbürgerschaftsgesetzes von 
1955 berechtigt illegale Migrant*innen, 
die Hindus, Sikhs, Buddhist*innen, Jains, 
Pars*innen und Christ*innen aus Afgha-
nistan, Bangladesch und Pakistan sind 
und am oder vor dem 31. Dezember 2014 
nach Indien eingereist sind, zur indischen 
Staatsbürgerschaft. Aber sie schließt die 
muslimische Bevölkerung von der Ver-
ordnung aus. Diese Diskriminierung 
der größten Minderheit des Landes ist 
integraler Bestandteil der menschenver-
achtenden hindu-chauvinistischen Kam-
pagne der Hindutva-Regierung gegen 
Muslim*innen.

Im gleichen Zusammenhang führte die 
indische Regierung auch ein neues natio-
nales Melderegister (National Register of 
Citizens; NRC) ein. Zunächst galt dies nur 
für den Bundesstaat Assam, aber am 20. 
November erklärte Innenminister Amit 
Shah, dass es auf das ganze Land ausge-
dehnt werden sollte. Diese neue Verord-
nung würde von den Bürger*innen ver-
langen, dass sie Unterlagen vorlegen, um 
ihre Staatsbürger*innenschaft und damit 
ihre Bürger*innenrechte nachzuweisen. 
Dies kann nicht nur gegen so genannte 
illegale Migrant*innen eingesetzt wer-
den, sondern auch, um Staatsangehörig-
keitsrechte von Nicht-Hindus und ins-
besondere muslimischen Minderheiten 
zu entziehen, die ihren Status möglicher-

weise nicht dokumentieren können. Eine 
solche Forderung würde sich auf viele 
der am stärksten ausgebeuteten Teile der 
Arbeiter*innenklasse auswirken, die in 
extremer Armut auf schlecht bezahlten 
Arbeitsplätzen überleben, die einfach 
keine solchen Unterlagen haben, selbst 
wenn ihre Familien seit Jahrhunderten in 
Indien leben.

Diese rassistischen Verfassungsänderun-
gen und neuen Meldegesetze wecken 
Wut und Massenproteste von Student*in-
nen und Muslim*innen im ganzen  
Land.

Massive polizeiliche Repressionen

Die Polizei unterdrückt die Protestbe-
wegung mit äußerster Brutalität. Videos 
auf Social Media zeigen, wie die Polizei 
Student*innen in der Universitätsbi-
bliothek der Jamia Millia Islamia an-
greift. Die Polizei benutzte Tränengas, 
Sprengstoff und sogar scharfe Muniti-
on. Medien haben berichtet, dass drei 
Studierende an den Folgen des Angriffs 
gestorben sind, und etwa 50 andere ha-
ben Schussverletzungen. Die Polizei hat 
auch auf die Aligarh Muslim University 
geschossen. Diese Universitäten wurden 
angegriffen, weil dort muslimische Stu-
dent*innen gegen das CAA und NRC  
protestieren.

Es gibt auch Berichte, dass viele Studie-
rende von der Polizei in Delhi entführt 
wurden. Sie tut dies, um die indische Be-
völkerung zu terrorisieren und zu spal-
ten. Dies ist ein regelrechter Rassismus 
gegen die muslimischen Student*innen 
und Menschen, aber in der Jamia helfen 
nicht-muslimische Student*innen ihren 
Kommiliton*innen und wehren sich ge-
gen die Polizeibrutalität. Vor allem Frau-
en haben viel Mut gezeigt.

Tausende haben sich dem Protest vor 
dem Polizeipräsidium Delhi angeschlos-
sen, nachdem die Student*innen der Ja-
waharlal Nehru University dazu aufgeru-

fen hatten. In vielen anderen Teilen des 
Landes gingen auch ihre Kommiliton*in-
nen auf die Straße. Sie fordern, dass die 
Repressionskräfte für ihre Brutalität 
an der Jamia und der Aligarh Muslim 
University zur Verantwortung gezogen 
werden. Alle Inhaftierten sollten unver-
züglich und bedingungslos freigelassen 
werden.

In Delhi führten die Demonstratio-
nen von Tausenden zur Freilassung 
von inhaftierten Studierenden. Im gan-
zen Land sind Anzeichen einer mäch-
tigen Student*innenbewegung gegen 
die Modi-Regierung zu erkennen. Sie 
fordern den sofortigen Rückzug der Po-
lizei vom Campus Jamia und der Ali-
garh Muslim University sowie aus Jamia  
Nagar.

Wir stehen in voller Solidarität mit den 
Student*innen in Indien und allen an-
deren, die gegen CAA und NRC protes-
tieren. Ihr Widerstand und ihr Mut, sich 
zu wehren, stellen eine Quelle der Inspi-
ration dar. Gemeinsam können wir gegen 
die Hindutva-Regierung und den Staat 
kämpfen, der die Menschen entlang sek-
tiererisch-religiöser Linien spaltet. Wir 
fordern die indische Arbeiter*innenklas-
se auf, die Studierenden im Kampf gegen 
die Hindutva-Regierung zu unterstützen. 
Die internationale Arbeiter*innenklas-
se und die Student*innenbewegungen 
müssen aktiv werden und Solidarität 
mit der Bewegung gegen CAA und NRC 
aufbauen sowie Proteste, Kundgebungen 
und Demonstrationen gegen die rassis-
tischen Gesetze, Repressionen und die 
Ermordung von Demonstrant*innen  
organisieren!			        
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SPD-BUNDESPARTEITAG: 
ALLES KANN, NIX MUSS?

NEUE VORSITZENDE BEI DER SPD

Tobia Hansen
(Gruppe ArbeiterInnenmacht, D)

In der Stunde der Not ist auf „linke“ Sozi-
aldemokrat*innen Verlass. Auf dem Altar 
der „Einheit“ der Sozialdemokratie opfer-
ten Norbert Walter-Borjans und Saskia 
Esken ihren bei der Urabstimmung um den 
Parteivorsitz gerade errungenen Erfolg. 
Ein „Kurswechsel“ fand auf dem Parteitag 
nicht statt. Er wurde vertagt, verschoben – 
die Große Koalition macht samt Olaf Scholz  
weiter.

Dabei hatte der Sieg der beiden keynesi-
anisch orientierten Kandidat*innen Wal-
ter-Borjans und Esken für einige Tage 
den SPD-Apparat, die Bundestagsfrakti-
on ebenso wie die bürgerliche Konkur-
renz verunsichert. Womöglich würden 
die beiden „unerfahrenen“ Außensei-
ter*innen nicht nur Scholz/Geywitz über-
trumpft haben, sondern auch noch die 
SPD-Politik ändern und die Große Koa-
lition beenden.

Nicht nur AfD, FDP und CDU, sondern 
auch etliche bürgerliche Medien mal-
ten den „Linksschwenk“ der SPD an die 
Wand. Der Partei drohe der Untergang, 
wenn sie keine „staatspolitische Ver-
antwortung“ zeige, also den Kurs been-
de, der sie an den Rand der politischen 
Existenz gebracht hatte. Genährt wurden 
diese Befürchtungen durch die teilweise 
„radikalen“ Forderungen der neuen Vor-
sitzenden und ihrer Unterstützer*innen.
Einige davon gingen zwar in die Beschlüs-
se des Parteitags ein. Sie stellen jedoch 
angesichts der wichtigsten politischen 
Entscheidung des Parteitages wenig mehr 
dar als eine Beruhigungspille für Jusos, 
Parteilinke und GroKo-Gegner*innen. 
Entgegen den Hoffnungen und Forde-
rungen des linken Parteiflügels entschie-
den sich die neuen Vorsitzenden und der 
Parteitag dafür, über die Fortführung der 
Bundesregierung erst gar nicht abzu-
stimmen. Der Parteitag verpflichtete die 
SPD-Regierungsmitglieder zu – nichts.

Einigkeit über alles

Dies entsprach der Parteitagsregie, auf die 
sich die neuen Vorsitzenden und der alte 
Vorstand, Parlamentsfraktion und Appa-
rat im Vorfeld geeinigt hatten. Kampfab-
stimmungen sollten zu allen Fragen ver-
mieden werden – und das wurden sie auch. 

Relativ rasch nach der Urabstimmung 
wurde klar, dass im gemeinsamen An-
trag des geschäftsführenden Vorstandes 
und der neu gewählten Vorsitzenden 
kein Ende der Bundesregierung gefordert 
wurde. Stattdessen soll es „Nachverhand-
lungen“ und Gespräche mit der Union 
geben, so die Kompromisslinie. Vor allem 
die DGB-Bürokratie hatte ihre Vorstel-
lungen für den Fortbestand der Großen 
Koalition deutlich geäußert. 

Der neue Vorstand wurde relativ einhel-
lig gewählt: Norbert Walter-Borjans er-
hielt 89,2 % und Saskia Esken 75,9 % der 
Stimmen.

Die gesamte „Einhelligkeit“ wurde bei 
der Wahl zu den stellvertretenden Vorsit-
zenden deutlich. Da jedoch eine Kampf-
abstimmung zwischen Juso-Chef Küh-
nert und Arbeitsminister Heil „drohte“, 
wurde die Zahl der Stellvertreter*innen 
einfach erhöht. Eine Kampfabstimmung 
hätte schließlich den „Burgfrieden“ zwi-
schen dem Regierungslager und den 
neuen Vorsitzenden ziemlich gefährdet. 
Daher wurde noch am ersten Tag die An-
zahl der zu Wählenden auf 5 erhöht. Bei-
de Kandidaten, Heil und Kühnert, kamen 
durch, wenn auch mit den schlechtesten 
Ergebnissen. Kühnert landete mit 70,4 % 
knapp vor Heil mit 70 %.

Klara Geywitz, die mit Scholz zuvor ge-
scheitert war, wurde ausdrücklich auf 
Vorschlag der neuen Vorsitzenden als Vi-
zechefin gewählt (76,8 %) genau wie die 
eher „links“ verortete Landesvorsitzende 
aus Schleswig-Holstein Serpil Midyatli 
(79,8 %) und die Landeschefin aus dem 
Saarland Anke Rehlinger (74,8 %).
Der erweiterte Parteivorstand, welcher 

von 36 auf 24 verkleinert wurde, inklu-
diert zum einen einige Kabinettsmit-
glieder (Giffey, Schulze, Roth, Maas). 
Außerdem wurden „Fraktionslinke“ 
wie Miersch, der bei der Wahl das beste 
Ergebnis erzielte, neben rechten Sozial-
demokrat*innen wie Pistorius gewählt. 
Berlins Bürgermeister Müller oder 
Ex-Parteivize Stegner flogen immerhin 
deutlich aus dem Vorstand.

Kräfteverhältnis?

Ausgeschlossen von dieser Regie des Par-
teitages versuchte das Forum Demokrati-
sche Linke 21 (DL 21) um die Abgeord-
nete Hilde Mattheis, den Antrag für den 
sofortigen GroKo-Ausstieg doch durch-
zubringen. Dies wurde sehr deutlich ab-
gelehnt. Kühnert, zuvor die „Führungs-
figur“ des No-GroKo-Lagers, verteidigte 
und veranschaulichte den Kompromiss 
vor dem Parteitag. „Er verspüre keine 
Oppositionssehnsucht in der Partei“, ließ 
er verlauten – und sprach sodann gegen 
die Parteilinken. Keine Oppositions-
sehnsucht verspüren zweifellos Kabinett, 
Fraktion und die bisherige Führung in 
Bund und Ländern. 

Die neuen Vorsitzenden Norbert Wal-
ter-Borjans und Saskia Esken konnten 
sich durch die Einbindung der vorma-
ligen Konkurrenz und den Aufstieg 
von Kühnert zunächst eine Machtbasis 
schaffen, zuvor hatten sie de facto keine. 
Unisono waren auch alle Sozialdemo-
krat*innen aus fast allen Lagern über-
zeugt, dass sie nur gemeinsam die pro-
grammatische Erneuerung schaffen, an 
Glaubwürdigkeit wiedergewinnen und 
alles aus der GroKo rausholen können. 
Neu im Amt landeten sie somit bei ei-
ner Neuauflage der gescheiterten Nah-
les-Politik, das Land zu regieren und im 
„Erneuerungsprozess“ zugleich virtuel-
le Opposition zu spielen. Diese Politik 
scheiterte auf ganzer Linie – eine Wie-
derholung wird die Sache nicht besser  
machen.
Die neuen Vorsitzenden werden zunächst 
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gemeinsam mit Vizekanzler Scholz und 
Fraktionschef Mützenich im Koaliti-
onsausschuss die „Gespräche“ führen. 
Dies gilt schon mal als „Erfolg“ einer an-
spruchslos gewordenen Sozialdemokra-
tie. Esken betonte, dass „die Parteien die 
Verträge machen“ werden. Walter-Bor-
jans/Esken vertreten zwar eine klassische 
keynesianische Umverteilungspolitik und 
wollen mit der neoliberalen Agenda der 
Regierungszeit brechen – aber nicht jetzt 
und nicht in der Praxis. Nach den Be-
schlüssen des Parteitages zeigt sich nun 
auch Finanzminister Scholz bereit, für 
Investitionen die „schwarze Null“ hinter 
sich zu lassen. Selbst Kreise der Union 
würden die Erhöhung des Mindestlohns 
auf 12 Euro bis 2021 zunächst unter-
schreiben. Ein unverbindliches „Mehr“ 
für Klimaschutz und Digitales ließe sich 
für die Große Koalition ohnedies gut ver-
kaufen.

Dies soll allen Ernstes eine „strategische“ 
Ausrichtung darstellen. Das Profil soll 
„geschärft“ werden, die „sensationellen 
Ergebnisse“ der SPD-Minister*innen, 
allen voran die Grundrente von Hu-
bertus Heil, sollen gewürdigt werden. 
Walter-Borjans/Esken stünden zwar 
weiterhin für ein frühzeitiges Ende der 
GroKo zur Verfügung – aber sie wol-
len und werden es selbst nicht aktiv in 
Angriff nehmen. Die Führungen der 
DGB-Gewerkschaften, ihre Apparate und 
Funktionär*innen scheinen derzeit die 
verlässlichsten Agenturen für den Erhalt 
der Bundesregierung zu sein, auch wenn 
– ähnlich wie in der SPD – unter der 
Oberfläche auch dort Konflikte schwelen.
Auch wenn der Parteitag die „Einheit“ 
erhalten sollte, so versuchen beide Seiten, 
Befürworter*innen wie Gegner*innen 
der GroKo, die Kräfteverhältnisse zu ih-
ren Gunsten zu verändern. Eine wichtige 
Rolle wird dabei die Fraktion einneh-
men, die sich zuvor noch recht deutlich 
für Scholz/Geywitz als neue Vorsitzende 
ausgesprochen hatte. Dort stellt die „Par-
lamentarische Linke“, der auch Saskia Es-
ken angehört, ca. ein Drittel der Abgeord-
neten. Zusammen mit dem „Netzwerk“ 
und dem „Seeheimer Kreis“ sind das ihre 
tragenden internen Zusammenschlüsse.
Die „Parlamentarische Linke“ war zwar 
nie sonderlich „links“, jedoch im Unter-
schied zum „Seeheimer Kreis“ immer 
stark an den Forderungen der Gewerk-
schaften, Verbände, NGOs orientiert. 
Was die neuen Gespräche in der Bun-
desregierung im Koalitionsausschuss an-
geht, wird die entscheidende Frage sein, 

ob die neuen Vorsitzenden eine Basis in 
der Fraktion erobern können. Die neuen 
Vorsitzenden sind nur auf Zeit bestellt. 
Die endgültige Haltung zur Bundesregie-
rung ist noch nicht festgelegt, wie auch 
Entscheidungen zu den nächsten Wahlen 
noch anstehen. Der Parteitag stellte nur 
eine weitere Station der tiefen Krise der 
SPD dar.

Ergebnisse und Perspektiven

Auch wenn Norbert Walter-Borjans, Sa-
skia Esken und Kevin Kühnert de facto 
zunächst den Nahles- Kurs fortsetzen, so 
haben sie dafür aber erst mal neue Mehr-
heiten. Recht langsam soll eine Verab-
schiedung von der „Agenda-Politik“ hin 
zu einer der Umverteilung (Mindestlohn, 
Grundrente, Hartz IV) eingeleitet werden 
– und all das bei laufender Regierungs-
beteiligung inklusive aller anfallenden 
Widersprüche zwischen Beschlüssen und 
Praxis.

In der kommenden Periode wird die-
se an sich schon widersprüchliche und 
selbstmörderische Politik erst recht fatal. 
Erstens wird die Union selbst den Preis 
für die GroKo und damit für Zugeständ-
nisse der SPD – z. B. in Fragen der Rüs-
tungs- und Verteidigungspolitik – nach 
oben treiben. Zweitens verengt die kom-
mende Krise den Verteilungsspielraum 
selbst für eine zahme keynesianische  
Politik.

Bemerkenswert ist nicht so sehr, dass sich 
auch in der SPD mit der Wahl von Wal-
ter-Borjans/Esken der Wunsch der Mehr-
heit der Parteimitglieder manifestierte, 
mit der offen neoliberalen Politik Schluss 
zu machen. Bemerkenswert ist vielmehr, 
dass der vorsichtige, kompromisslerische 
Versuch, den „Sozialstaat“ wiederzube-
leben, vom deutschen Kapital, den Un-
ternehmerverbänden wie auch den bür-
gerlichen Medien heftig denunziert und 
diskreditiert wird. Glaubt man manchen 
Leitartikler*innen, so erscheinen die 
vorsichtigen Reformbeschlüsse als Weg 
zu Sozialismus und Chaos. Die mediale 
Schlammschlacht gegen Saskia Esken, 
ihre teuren Schuhe und ihre soziale Un-
verträglichkeit im Landeselternbeirat von 
Baden-Württemberg wird aufgebauscht. 
Eine ähnliche Neugier gibt es nicht, wenn 
es um Friedrich Merz geht, wahrschein-
lich wäre das Material zu umfangreich.
Die Nervosität der deutschen Bourgeoi-
sie erklärt sich natürlich vor allem aus 
der Krise der gesamten bürgerlichen Par-

teienlandschaft, der EU und des drohen-
den Zurückfallens in der internationalen 
Konkurrenz.

Bezüglich der SPD zeigt sie sich gespal-
ten. Einerseits könnten die Sozialdemo-
kratie, die liebgewonnene Marionette, 
und die mit ihr eng verbundenen Ge-
werkschaften in der kommenden Krise 
noch einmal zur Befriedung der Arbei-
ter*innenklasse gebraucht werden. Daher 
könnte das Auslaufmodell GroKo noch 
nützlich werden, auch wenn abzusehen 
ist, dass sich die treue Dienerin SPD nach 
Kriegen gegen Jugoslawien und Afgha-
nistan, Agenda 2010, EU-Formierung, 
Krisenpaketen, Austerität verbraucht hat.
Zum anderen fürchtet die herrschende 
Klasse, dass sich ein Machtwechsel in 
der SPD zu einer späten Wiederbelebung 
eines linken Reformismus à la Corbyn 
auswachsen könnte. Die Niederlage der 
Labour Party kommt daher auch innen-
politisch durchaus zur rechten Zeit. Vor 
allem aber möchte die Bourgeoisie ver-
hindern, dass die unter Schröder vollzo-
gene Wende der SPD zur „neuen Mitte“ 
revidiert wird.

Konflikte

Auch wenn die neuen Vorsitzenden die 
grundsätzlich bürgerliche Ausrichtung 
der Sozialdemokratie keineswegs in Fra-
ge stellen wollen, so ist es vom Stand-
punkt der herrschenden Klasse betrach-
tet schon ein Skandal, dass sie zu einer 
keynesianisch orientierten Umvertei-
lungspolitik zurückkehren und die Agen-
da-Politik hinter sich lassen wollen.
Diesen Konflikt, diese Krise der SPD 
sollten auch die sozialen Bewegungen 
und Gewerkschafter*innen für ihre Zie-
le nutzen. Der Gegensatz zwischen den 
über 100.000, die mit der Wahl von Wal-
ter-Borjans/Esken auch gegen die Fort-
setzung der GroKo stimmen wollten, 
und der Parteiführung muss zugespitzt 
werden – auch mit dem Ziel, ihr Ende zu 
erzwingen.

2020 kann durch Kämpfe gegen Masse-
nentlassungen, Tarifrunden, Klimaka-
tastrophe, Mietenwahnsinn und weitere 
soziale Bewegungen ein Ende der GroKo 
herbeiführen. Das erfordert aber, diese 
Kämpfe und Konflikte in die DGB-Ge-
werkschaften zu tragen, die Basis von 
Linkspartei und SPD zum gemeinsamen 
Kampf aufzufordern gegen Klimawan-
del, für Mindestlohn, Vermögens- und  
Reichensteuer.			         
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DAS SCHEITERN 
EINER STRATEGIE

BRITANNIEN NACH DER LABOUR-NIEDERLAGE

Red Flag, GB

Dieser Artikel ist eine gekürzte Version, 
des Originalartikels. Dieser findet sich 
auf unserer Webseite: 
www.arbeiterinnenstandpunkt.net

Die krachende Niederlage für die La-
bour-Partei durch Boris Johnson ist ein 
bitterer Tag für Millionen von klassenbe-
wussten Arbeiter*innen und die meisten 
jungen Menschen.

Mit 365 Sitzen im Unterhaus verfügt der 
britische Trump nun über eine absolute 
Gesamtmehrheit – ein Zugewinn von 48 
Sitzen, während Labour 60 verlor. Jeremy 
Corbyn hat angekündigt, dass er als Vor-
sitzender zurücktreten werde, sobald die 
Partei die Ergebnisse der Niederlage ana-
lysiert hat. Der prozentuale Zuwachs der 
Konservativen war mit 1,2 % nicht sehr 
groß, der Verlust von Labour lag jedoch 
bei fast 8 %.

Was droht?

Großbritannien wird Europa am 31. Ja-
nuar 2020 mit einer Regierung verlassen, 
die entschlossen ist, ein bestende Arbei-
ter*innenrechten und Umweltvorschrif-
ten aufzuheben und die Wirtschaft des 
Landes für Trumps „massive“ Handels-
abkommen zu öffnen. Der Karneval der 
Reaktion, vor dem Internationalist*in-
nen seit dem Referendum 2016 gewarnt 
haben, wird noch schlimmer werden, 
wenn die Arbeitsmigrant*innen vom 
Kontinent unter Druck gesetzt werden zu  
gehen.

Kurz gesagt, ein kaltes, dunkles Jahrzehnt 
bricht an – eines, dessen Herausforde-
rungen das Chaos von Brexit, eine sich 
nähernde schwere Rezession, der Beginn 
des Klimawandels und die Gefahr eines 
Krieges ausmachen werden, wenn Trump 
versucht, Amerika wieder groß zu ma-
chen. All dies deutet auf die Unvermeid-
lichkeit harter vor uns liegender Klassen-
kämpfe hin.

Sowohl die Labour-Partei als auch die 
Gewerkschaften müssen dringend die 
Lehren aus dieser Niederlage ziehen, 
wenn sie für diese Kämpfe fit gemacht 
werden sollen. Sie werden nicht in sozi-
alen Medien oder durch Wahlkampf und 
ein „Weiter so im alten Trott“ gewonnen, 
sondern müssen auf der Straße und am 
Arbeitsplatz ausgetragen werden. Dazu 
brauchen wir eine Kampfpartei, und La-
bour hat sich als alles andere als eine sol-
che erwiesen.

Obwohl die Corbyn-Bewegung die Grö-
ße der Partei mehr als verdoppelte, stellte 
sie ihre Abgeordneten im Parlament und 
ihre kommunalen Vertreter*innen nicht 
unter demokratische Kontrolle, gab sie 
den Jugendlichen, die für ihn kämpften, 
kein wirkliches Mitspracherecht in der 
Parteipolitik. Schlimmer noch, drei Jahre 
lang hielt sie eine halbe Million Mitglie-
der außer für Wahlkampfmaßnahmen 
still.

Eine Niederlage in einer solchen Grö-
ßenordnung deutet auf ein grundle-
gendes Scheitern der Strategie hin. 
Natürlich gab es eine Pressekampagne 
der Verunglimpfung. Natürlich hat der 
rechte Flügel der Partei die Vorwürfe 
von „Antisemitismus“ und „Terroris-
mus“ stillschweigend geduldet, und das 
hat zur Niederlage beigetragen. Natür-
lich verleumdeten die Medien Corbyn 
selbst, unterstützt durch den Versuch, 
einen Persönlichkeitskult um ihn herum 
aufzubauen, muss man sagen. Aber all 
dies war zu erwarten, und eine sinnvol-
le Strategie müsste dem entgegenwirken 

und sich gerade nicht für ihre Prinzipi-
en entschuldigen bzw. gar für völlig aus 
der Luft gegriffene, erfundene Anschul- 
digungen.

Die grundlegenden Fehler waren mehr-
fach: zuerst die Befriedung des rechten 
Parteiflügels, dann der Zionist*innen und 
dann, der entscheidende Fehler, der „Le-
xiter*innen“. Außerdem war es drei Jahre 
lang nicht gelungen, Labour zu einer Par-
tei zu machen, die gegen die Sparmaß-
nahmen der Tories kämpfte und nicht 
nur auf eine Wahl wartete.

Die mangelnde Bereitschaft, ja die Wei-
gerung, einen offenen Kampf gegen die 
Rechte zu führen, ging mit der Weige-
rung einher, die neu eingetreten linken 
Mitglieder in der Partei zu einer unab-
hängig orientierten politischen Strö-
mung werde zu lassen. Der Mechanis-
mus dafür war die Unterstützung von 
Jon Lansmans (Mitglied der Leitung von 

Labour) Putsch in Momentum, der aus 
einer vielversprechenden Initiative der 
Parteilinken zunächst eine Spielwiese 
und dann ein Hindernis für den Auf-
bau einer antikapitalistischen Strömung  
machte.

Die Beschwichtigung der Rechten ver-
kehrte Jeremy Corbyns prinzipielle 
Haltung der Unterstützung von Arbei-
ter*innenbewegungen im Inland und an-
tiimperialistischer Bewegungen im Aus-
land, die Hunderttausende zum Beitritt 
zur Partei bewogen, zur Hauptwaffe ge-
gen ihn.

Kurz gesagt, ein kaltes, dunkles Jahrzehnt bricht an – 
eines, dessen Herausforderungen das Chaos von Brexit, 
eine sich nähernde schwere Rezession, der Beginn des 
Klimawandels und die Gefahr eines Krieges ausmachen 
werden, wenn Trump versucht, Amerika wieder groß zu 
machen. All dies deutet auf die Unvermeidlichkeit har-
ter vor uns liegender Klassenkämpfe hin.

“
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Wenn ihn das schwächte und die Bewe-
gung hinter ihm, so führte die andere Sei-
te seiner Politik, die Fantasie des linken 
Flügels von einem nationalen parlamen-
tarischen Weg zum Sozialismus, zu sei-
ner und der Niederlage der Partei. Diese 
„Strategie“ machte das Verlassen der EU 
zur Voraussetzung für den sozialistischen 
Fortschritt und brachte Corbyn und Co. 
damit auf die gleiche Seite der Brexit-De-
batte wie Farage und Bannon, Trump und 
Johnson.

Das Bekenntnis zu dieser Strategie 
stärkte den Widerstand gegen die De-
mokratisierung der Partei und ihrer Be-
ziehungen zu den Gewerkschaften. Auf 
der letzten Konferenz reichten Hunder-
te von Labour-Wahlkreisen, eindeutig 
die Mehrheit der Mitglieder, Anträge 
zur Unterstützung von „Verbleib in der 
EU“ ein. Angesichts dessen bestanden 
die „Lexiteers“ (linke Brexit-Befürwor-
ter*innen) im Führungsgremium und 
die Gewerkschaftsbürokratie auf Brexit, 
fügten aber ein Referendum hinzu und 
produzierten die sicherlich am wenigsten 
überzeugende Kampagnenstrategie aller  
Zeiten.

Zu behaupten, dass es bei den Wah-
len „wirklich“ um das Gesundheitswe-
sen, Obdachlosigkeit und Bildung ging, 
während die ganze Welt wusste, dass 
der Brexit im Zentrum stand, durchzog 
die Kampagne der Labour Party wie ein 
Krebsgeschwür. Dass Corbyn dies erst 
nach der Niederlage erkannte, zeigt, wie 
falsch seine Strategie war.

Anstatt durch eine konzertierte Kampag-
ne, um zu erklären, was Brexit bedeuten 
wird, warum es von der US-Alt-Right-
Regierung unterstützt und finanziert 
wurde und Labour trotz des Referend-
ums weiterhin dagegen argumentiert, 
verpflichteten die Corbyn-Führung und 
ihre Verbündeten die Partei zu der lä-
cherlichen Idee, dass eine Labour-Re-
gierung (welche Labour-Regierung?) ein 
Abkommen aushandeln würde, das alle 
Vorteile und Standards der EU-Mitglied-
schaft beibehielte – und gleichzeitig die 
Union verlassen würde!

Ergebnisse und Perspektiven

Das Ausmaß der Niederlage von Labour 
– die Partei wurde nicht nur geschlagen, 
sondern regelrecht verprügelt – ist histo-
risch. Freitag, der 13., wird als Wende-
punkt in Erinnerung bleiben, nicht nur 

für die Partei, sondern auch für das Land. 
Aber eine Wendung in welche Richtung? 
Es muss eine grundlegende Bilanz und es 
sollte einen Bruch geben geben.

Die Blair-Anhänger*innen haben darauf 
gelauert und ihre Messer geschärft, wäh-
rend sie gewartet haben. Sie werden dar-
auf bestehen, dass die Partei offen für die 
EU hätte sein sollen und nie ein radikales 
Programm verabschiedet haben dürfte. 
Die Lexiter*innen, die immer bereit sind, 
dem Patriotismus und den rückständigs-
ten Teilen der Klasse Vorschub zu leisten, 
werden ebenso darauf bestehen, dass 
die Partei offen gegen die EU hätte sein 
und Corbyns eigene Opposition gegen 
die Freizügigkeit stärker hätte betonen  
sollen.

Die sozialistischen Internationalist*innen 
in der Partei müssen sich diesen beiden 
falschen Strategien widersetzen, diesen 
beiden Ausreden für das Scheitern. Un-
ser Internationalismus ist nicht der der 
pro-europäischen Rechten, deren Ziel es 
ist, dem britischen Kapital einen einfa-
chen Zugang zum größten und reichsten 
Handelsblock der Welt zu sichern. Unser 
Sozialismus ist nicht der der Lexiter*in-
nen, die törichterweise glauben, dass 
das britische Kapital im Gegensatz zum 
EU-Kapital die radikale Verstaatlichung 
und Planung sanftmütig akzeptieren 
wird, falls Labour jemals eine parlamen-
tarische Mehrheit gewinnen würde.
Unser Internationalismus basiert auf der 
Richtigkeit von Marx‘ These, dass die Ar-
beiter*innenklasse kein Vaterland hat. Es 
war keine lediglich rhetorische Floskel: 
Der Kapitalismus ist ein internationales 
Wirtschaftssystem, in dem das Kapital die 
Arbeit auf der ganzen Welt ausbeutet, sich 
aber im Besitz der herrschenden Klassen 
befindet, die auf dem Boden der Natio-
nalstaaten verwurzelt sind. Im Gegensatz 
dazu verkauft die Arbeiter*innenklasse 
ihre Arbeitskraft an Kapitalist*innen, die 
ihren Sitz überall auf der Welt haben kön-
nen. Als Klasse ist sie daher international, 
obwohl sie natürlich in bestimmten Län-
dern lebt und arbeitet.

Aufgrund ihres nationalen Charakters 
können die Kapitalist*innen Europas 
es niemals friedlich in einen einzigen, 
multinationalen Staat integrieren. Die 
Arbeiter*innen Europas arbeiten jedoch 
bereits für Unternehmen, die nicht nur 
die nationalen Grenzen innerhalb der 
EU, sondern aller Kontinente der Welt 
überschreiten. Diese Unternehmen selbst 

sind Finanzinstituten untergeordnet, die 
Investitionen dorthin lenken, wo sie die 
höchsten Gewinne erwarten. So werden 
alle europäischen Arbeiter*innen, ja alle 
Arbeiter*innen der Welt, vom internati-
onalen kapitalistischen System ausgebeu-
tet – und hegen ein gemeinsames Interes-
se daran, diese Ausbeutung zu beenden.
Nach einer so heftigen Niederlage wird 
es zu Recht einen intensiven internen 
Kampf innerhalb der Labour-Partei ge-
ben. In diesem Kampf müssen sich die 
sozialistischen Internationalist*innen um 
eine Strategie aufstellen, die sich aus die-
sem Weltbild ableitet, eine Strategie, die 
die gemeinsamen Interessen aller Arbei-
ter*innen fördert und die Organisationen 
und Ziele vorschlägt, die diese Interessen 
voranbringen können.

Johnsons Brexit wird eine Offensive gegen 
die Rechte der Arbeiter*innen, Beschäfti-
gungssicherheit und Arbeitsbedingungen 
sowie gegen die Überreste des „Sozial-
staates“ garantieren. Die Wahrscheinlich-
keit eines internationalen Wirtschafts-
abschwungs, ja sogar eines weiteren 
Finanzkollapses, wird die Krise in diesem 
Land verschärfen. Zweifellos werden 
die Tories und wahrscheinlich auch die 
Lexiter*innen „Europa“ für ihre Leiden 
verantwortlich machen. Zweifellos wird 
auch die extreme Rechte zur Beschuldi-
gung und zum Angriff auf Migrant*innen 
und die Linke ermutigt werden.

Das sind die Bedingungen, denen sich die 
Linke stellen muss. Das ist die Realität, 
auf die  eine revolutionäre Strategie eine 
Antwort bieten muss. „Red Flag“ hat sei-
nen eigenen Vorschlag, ein Aktionspro-
gramm unterbreitet, das darauf abzielt, 
einen Weg nach vorn aufzuzeigen. Wir 
bieten es nicht als irgendein Ultimatum 
an, sondern als Vorschlag zur Diskussi-
on und Änderung durch all diejenigen, 
ob in der Labour-Partei oder außerhalb, 
die die Notwendigkeit sehen, die Leh-
ren aus dem „Corbynismus“ zu ziehen 
und sozialistische Internationalist*in-
nen für die kommenden Kämpfe umzu- 
gruppieren.			        
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 25 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heuti-
gen kapitalistischen Zuständen. Des-
halb unterstützen wir alle Kämpfe, 
Aktionen und Forderungen, die die 
Interessen der arbeitenden Bevölke-
rung zum Ausdruck bringen und die 
Keimform einer größeren, zukünfti-
gen Arbeiter*innenbewegung sind. 
Wir unterstützen jeden Kampf, sei er 
auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbes-
sern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-

zialismus“ gemein. In diesen Staaten 
herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 

verwerfen, denn als Institution der 
Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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www.arbeiterinnenstandpunkt.net
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
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www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Reaktion oder Sozialismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2019 - 40 Seiten A5 - 2,5 Euro

Broschüre: 
Die Freiheitliche Partei Österreichs
Im Kampf gegen die FPÖ braucht es eine marxistische 
Analyse dieser Partei, und zwar abseits von Verharmlosung 
und Hysterie.
2018 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro
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Revolutionärer Marxismus 52:
Stalinismus & Unterganng der DDR
30 Jahre nach dem Fall des Stalinismus sind viele zentrale 
Fragen, die er in seiner Geschichte aufwarf, nicht geklärt. In 
dieser Analyse versuchen wir Anworten darauf zu geben.
2019 - 174 Seiten A5 - 8 Euro


